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1. Allgemeine Informationen zum Thema Geschlechtergerechtigkeit 

Thema: 
Erster Listenplatz 

Mann Frau Frau Frau Frau Mann 

Thema: 
Geschlechterquote 
(Frauen: Männer) der 
Wahlliste (auf den aus-
sichtsreichen Plätzen) in 
% 

33:66 50:50 
 

30:70 50:50 50:50 20:80 

Thema: 
Organisation der Listen 

Eine Frau pro drei 
Listenplätze 

Reißverschluss- 
system 

  Reißverschluss- 
system 

Reißverschluss-
system 

Erste Frau auf 
Platz 8 der Liste. 

Thema: 
Geschlechtergerechte 
Sprache 

Männliche Form Nennung beider 
Geschlechter 

Teilweise Nennung 
beider Geschlechter 

Gendersternchen  Gendersternchen  Männliche Form 

Thema: 
EU-Kommission 

  Paritätische 
Besetzung (S. 35f) 

    Paritätische  
Besetzung (S. 88) 
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2. EU stärken, Rechte und Spalterei abwehren 

Thema: 
EU stärken, Rechte und 

Spalterei abwehren 
„Wir kämpfen ge-
gen diejenigen, die 
Europa bedrohen. 
Auf der linken Seite 
des politischen La-
gers streben die 
Kräfte nach Umver-
teilung und Verbo-
ten. Sie wollen ein 
anderes Europa! 
Auf der anderen 
Seite des Spekt-
rums formieren 
sich die Kräfte des 
rechten Populis-
mus und ein zer-
störerischer Natio-
nalismus, der 
Europa und damit 
das größte Frie-
dens- und Wohl-
standsprojekt, das 
unser Kontinent je 
kannte, bedroht. 
(...) Wir kämpfen 
für unser Europa, 
das den Bürgern 
dient, uns stark 

„Populisten, Rechte 
und neue 
Nationalisten stel-
len sich frontal ge-
gen den europäi-
schen Einigungs-
gedanken, wollen 
Europa schwächen 
und damit das Rad 
der Geschichte zu-
rückdrehen. Das 
versuchen auch 
Feinde des europäi-
schen Zusammen-
halts außerhalb Eu-
ropas für sich zu 
nutzen. 
Wichtiger als je zu-
vor sind darum 
heute Klarheit in 
der Überzeugung, 
Mut im politischen 
Handeln und die 
Bereitschaft, Euro-
pas Zusammenhalt 
und Einheit zu ver-
teidigen und zu 

„Dort, wo Freiheits- 
und Bürgerrechte ent-
gegen der EU-Grund-
rechtecharta systema-
tisch eingeschränkt 
oder die Werte der 
Europäischen Union 
(EU) schwerwiegend 
gefährdet werden, 
müssen der EU wirk-
same Sanktionsme-
chanismen zur Verfü-
gung stehen. Zu den 
gemeinsamen Werten 
gehören die Achtung 
der Menschenwürde, 
Freiheit, Demokratie, 
Gleichheit, Rechts-
staatlichkeit und die 
Wahrung der Men-
schenrechte.“ (S. 49) 
„Die großen Aufgaben 
unserer Zeit müssen 
europäisch gelöst 
werden, um das Ver-
trauen der Menschen 
in den Bereichen Frei-
heit, Sicherheit und 

„Wir überlassen 
Europa nicht den 
Rechten und nicht 
den Neoliberalen. 
(…) Erfolg im 
Kampf gegen 
rechts kann es nur 
geben, wenn wir 
die Grundlagen 
ändern, von de-
nen die extreme 
Rechte zehrt: die 
unsoziale Politik 
von Wettbe-
werbsfähigkeit, 
Schuldenbremse, 
Privatisierung und 
die Aushöhlung 
der Demokratie, 
die die Bundesre-
gierung vorange-
trieben hat.“ (S. 9) 
  

„Wir wollen alles 
tun, was an uns 
liegt, um für eine 
progressive und 
proeuropäische 
Mehrheit im EU-
Parlament zu sor-
gen –eine Mehr-
heit gegen den 
konservativen Sta-
tus quo und gegen 
die Nationalisten, 
eine Mehrheit, die 
Europas Verspre-
chen erneuert, 
eine Mehrheit für 
eine Kommissions-
präsident*in, die 
dafür einsteht.” 
(S. 12) 

„Sollten sich un-
sere grundlegen-
den Reforman-
sätze im 
bestehenden Sys-
tem der EU nicht 
in angemessener 
Zeit verwirklichen 
lassen, halten wir 
einen Austritt 
Deutschlands oder 
eine geordnete 
Auflösung der Eu-
ropäischen Union 
und die Gründung 
einer neuen euro-
päischen Wirt-
schafts- und Inte-
ressengemein-
schaft für notwen-
dig und werden 
die Entscheidung 
über den DEXIT 
bei den Bürgern 
einholen, so wie 
es nach unserem 
Modell der direk-
ten Demokratie 
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macht und zusam-
menhält.” (S. 22) 

stärken. Sprachlo-
sigkeit angesichts 
der Herausforde-
rungen und die Visi-
onslosigkeit 
einer reinen Spar-
politik sind keine 
Antworten auf die 
Zukunftsfragen Eu-
ropas.” (S. 6) 

Recht zu gewinnen.“ 
(S. 45)  

selbstverständlich 
ist.” (S. 12) 
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3. Bekenntnis zu einer freiheitlichen Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 

Thema: 
Bekenntnis zu einer frei-
heitlichen Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit 

„Wir sind stolz auf 
die europäischen 
Grundpfeiler De-
mokratie, Men-
schenrechte, Soli-
darität, Freiheit 
und Rechtsstaat-
lichkeit. (...) Um 
unsere europa-
weite Freiheit und 
Rechtsstaatlichkeit 
in allen EU-Mit-
gliedstaaten zu ga-
rantieren, sollen 
diese für jedes Mit-
gliedsland künftig 
von einem unab-
hängigen Experten-
rat regelmäßig 
überprüft werden. 
Bei schwerwiegen-
den, nachgewiese-
nen Verletzungen 
wird der be-
troffene Staat vor 
den europäischen 
Gerichtshof ge-

„Weniger Geld für 
Mitgliedstaaten, die 
demokratische und 
rechtsstaatliche 
Prinzipien missach-
ten. Europa muss 
seine Grundwerte 
wie Freiheit, Demo-
kratie und Rechts-
staatlichkeit besser 
schützen." (S. 26) 
  

„(...) Umso entschlos-
sener muss Europa 
Freiheit, Menschen-
rechte und Demokra-
tie verteidigen.” (S. 
56) 
  

„Für ein Europa, in 
dem Demokratie 
nicht dem Markt 
untergeordnet 
wird, sondern die 
Menschen gemein-
sam entscheiden, 
wie sie leben und 
was sie herstellen 
wollen.” (S. 6) 

„Wir sind der Ach-
tung der Men-
schenwürde, der 
Freiheit, Demokra-
tie, Gleichheit, 
Rechtsstaatlichkeit 
und der Wahrung 
der Menschen-
rechte einschließ-
lich der Rechte der 
Personen, die Min-
derheiten angehö-
ren, verpflichtet. 
Die Werte der Eu-
ropäischen Union 
bilden das Funda-
ment der EU.“ (S. 
80) 
(...) Wenn autori-
täre Regierungen 
in Mitgliedstaaten 
Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit 
durch Korruption 
untergraben, soll 
die EU-Kommis-
sion den nationa-
len Regierungen 

„Im Geiste von 
Freiheit, Rechts-
staat und Demo-
kratie wollen wir 
dieses Europa für 
uns und unsere 
Nachkommen 
dauerhaft erhal-
ten. Wir werden 
Europa gegen ei-
nen Islam verteidi-
gen, der auf der 
Basis von Koran 
und Sunna mit den 
europäischen 
Grundprinzipien 
von Recht, Freiheit 
und Demokratie 
nicht vereinbar 
ist(…) 
„Staatliches Recht 
muss in der säku-
laren Ordnung Eu-
ropas über religiö-
sen Geboten und 
Traditionen ste-
hen. Eine Kritik am 
Islam muss vom 
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bracht. Im Falle ei-
ner Verurteilung 
muss es Sanktio-
nen geben. (S. 19) 
 

die Kontrolle über 
die EU-Gelder ent-
ziehen können.” 
(S. 79) 
  

Grundrecht auf 
freie Meinungsäu-
ßerung gedeckt 
sein.“ (S. 51) 
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3.1.  Forderungen im Einzelnen 

Verteidigung der De-
mokratie und des 
Selbstbestimmungs-
recht von Frauen 
und Mädchen in al-
len Bereichen 

„Dem Selbstbe-
stimmungsrecht 
von Frauen und 
Mädchen wollen 
wir besondere Auf-
merksamkeit wid-
men.“ (S. 19) 
  

„Mädchen und 
Frauen müssen 
selbst über ihren 
Lebensweg [bestim-
men] können – 

frei von Gewalt, Se-
xismus und Diskrimi-
nierung.“ (S. 33) 

  

„Sexuelle und ge-
schlechtliche Selbst-
bestimmung Vielfalt 
ist für uns kein Lip-
penbekenntnis, son-
dern eine Selbstver-
ständlichkeit.“ (S. 50) 
„Die Einschränkung 
der selbstbestimmten 
Entfaltung von Frauen 
durch antiquierte Ge-
schlechterbilder und 
überholte Rollenzu-
weisungen hingegen 
müssen konkret in al-
len Lebensbereichen 
hinterfragt, reflektiert 
und diskutiert wer-
den. (S. 48) 

„Wir setzen uns 
dafür ein, dass alle 
Frauen in der EU 
sozial abgesichert 
werden. Nur so ist 
ein selbstbestimm-
tes Leben mög-
lich.” (S. 51) 

  

„Wir kämpfen in 
ganz Europa für 
die Selbstbestim-
mung der Frauen 
über ihren Körper 
und ihre Sexuali-
tät.“ (S. 99) 
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Gruppenbezo-
gene Menschen-
feindlichkeit, anti-
feministische, 
rassistische, anti-
semitische, islam-
feindliche und ho-
mophobe Ein-
stellungen und 
völkisch-nationale 
Ideologien mit ei-
ner konsequen-
ten Gleichstel-
lungs- und Anti-
diskriminierungs-
politik müssen 
rechtskräftig ver-
folgt werden. 

„Wir gründen einen euro-
päischen Pakt gegen Anti-
semitismus. Wir werden 
die Arbeitsdefinition der 
Internationalen Allianz 
zum Holocaustgedenken 
(IHRA) zum Antisemitis-
mus annehmen und wol-
len, dass diese auch von 
den Mitgliedsstaaten 
übernommen wird”. (S. 
21) 
„Wir Europäer stellen den 
Menschen in den Mittel-
punkt. Wir sind stolz auf 
die europäischen Grund-
pfeiler Demokratie, Men-
schenrechte, Solidarität, 
Freiheit und Rechtsstaat-
lichkeit.“ (S. 18) 
 „Es (Europa) tritt für den 
Dreiklang des Westens 
ein: freiheitliche Demo-
kratie, Soziale Marktwirt-
schaft und eine offene Ge-
sellschaft.” (S. 17) 

„Völlig egal mit wel-
cher sexuellen Orien-
tierung oder ge-
schlechtlichen 
Identität: Jeder 
Mensch hat das univer-
selle Recht auf Res-
pekt, Anerkennung und 
ein Leben frei von Dis-
kriminierung und Ge-
walt. Die Gleichbe-
handlungsrechte von 
Lesben, Schwulen, Bi-
sexuellen, Transsexuel-
len, Intersexuellen und 
queeren Menschen 
(LSBTIQ) werden wir 
weiter stärken. 
(…) Verabschiedung 
der europäischen 
Richtlinie von 2008, die 
Diskriminierung auch in 
den Bereichen Sozial-
schutz, Bildung sowie 
Zugang zu und Versor-
gung mit Gütern und 
Dienstleistungen ver-
bietet (5. Antidiskrimi-
nierungs-Richtlinie). (S. 
36) 

„Die Europäische 
Union (EU) darf es 
nicht zulassen, wenn 
Mitgliedstaaten auf 
nationaler Ebene 
Rechte von Minder-
heiten in ihrem Kern 
beschneiden oder 
aushöhlen. Gruppen-
bezogene Menschen-
feindlichkeit wie Ras-
sismus, Antisemi-
tismus, Fremden-
feindlichkeit, Islam-
feindlichkeit, Frauen-
feindlichkeit oder 
Homophobie müssen 
auf allen Ebenen ent-
schlossen bekämpft 
werden.“ (S. 47) 

„Die EU muss insge-
samt ein Raum sein, 
in dem Diskriminie-
rung wegen sexueller 
Orientierung und ge-
schlechtlicher Identi-
tät ausgeschlossen 
ist.“ (S. 47) 

„Wir wollen ein 
Europa der Soli-
darität, mit offe-
nen Grenzen 
nach innen und 
nach außen, mit 
Demokratie in 
Wirtschaft und 
Gesellschaft, ein 
Europa, in dem 
alle Menschen 
selbstbestimmt 
leben können − 
unabhängig von 
Glaube, Haut-
farbe, Herkunft, 
Geschlecht oder 
sexueller Orien-
tierung.“ (S. 7) 
  
  

„Wir treten für ein 
Europa ein, in dem 
jeder Mensch frei 
leben kann – unab-
hängig von sexuel-
ler Orientierung 
und Geschlechtsi-
dentität. (...) Wir 
stehen in ganz Eu-
ropa an der Seite 
der LSBTIQ* und 
stellen uns den An-
griffen gegen ihre 
Gleichberechti-
gung entgegen.” 
(S. 101ff) 
„Um noch besser 
zusammenzuwach-
sen, müssen wir 
stärker gegen Hass 
und Menschen-
feindlichkeit ge-
genüber bestimm-
ten Gruppen 
vorgehen und die 
Gleichheit vor dem 
Gesetz sicherstel-
len.” (S. 101ff) 

„Kern der Gender-
Ideologie ist die Leug-
nung von biologi-
schen Unterschieden 
zwischen Mann und 
Frau, verbunden mit 
der Behauptung, dass 
Geschlechter nur so-
ziale Konstrukte 
seien. Unterschiede 
etwa bei der Auswahl 
und Ausübung von 
Berufen werden als 
Beweis einer ver-
meintlichen Diskrimi-
nierung betrachtet 
und deren Beseiti-
gung gefordert. 
Diese Ideologie ent-
wertet die für den 
Bestand der Gesell-
schaft unverzichtbare 
Familie und verunsi-
chert Kinder in ihrer 
sexuellen Identität.“ 
(S. 74) 
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4. Proaktive Gleichstellungspolitik 

Thema: 
Proaktive Gleichstel-
lungspolitik 

„(...) eine konse-
quente Gleichstel-
lungspolitik gehört 
zu unserem euro-
päischen Selbstver-
ständnis.” (S. 19) 
  

„Gemeinsam kön-
nen wir dafür sor-
gen, dass es keine 
Rolle rückwärts 
gibt und es mit der 
Gleichstellungspoli-
tik weiter vorwärts 
geht. Hierfür muss 
Gleichstellung wie-
der eine strategi-
sche Priorität in Eu-
ropa werden.” (S. 
33) 
  

„Wir wollen, dass 
Frauenrechte euro-
paweit gefördert und 
durchgesetzt wer-
den. Um die Aus-
gangslage auch in Zu-
kunft zu dokumen-
tieren und die Ent-
wicklungen besser 
überwachen zu kön-
nen, soll neben der 
Fortführung auch die 
thematische Erweite-
rung des jährlichen 
Berichts der EU- 
Kommission zur 
Gleichstellung von 
Frauen und Männern 
in der EU beschlos-
sen werden.“ (S. 47) 

 „Unser Feminis-
mus ist internatio-
nal, antirassistisch 
und antisexistisch. 
Wir kämpfen für 
die Rechte von  
Frauen und 
LGBTTIQ*, unab-
hängig von Alter, 
Klasse, Religion 
oder Herkunft.“ (S. 
51) 

„Wir wollen, dass 
Frauen gleichbe-
rechtigt und 
selbstbestimmt 
alle gesellschaftli-
chen Bereiche ge-
stalten können.” 
(S. 98) 
  
  

„Wir befürworten 
die Gleichberechti-
gung und lehnen 
daher eine einsei-
tige, geschlechter-
spezifische Förde-
rung ab. “ (S. 74) 
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4.1.  Forderungen im Einzelnen 

Widerstandsfähige ver-
bindliche Gleichstel-
lungsstrategie für 2019 
bis 2024 mit Indikatoren 
und einem institutionali-
sierten Monitoring 

  
    

„Daher fordern wir 
eine Fortsetzung 
der 2015 ausgelau-
fenen Gleichstel-
lungsstrategie.“ (S. 
33)  

  keine Nennung der 
Gleichstellungs-
strategie; aber etli-
cher Indikatoren 
und anderer expli-
ziter Richtlinien zur 
Gleichstellung (S. 
99f) 

 

Konsequente Umsetzung 
des Gender 
Mainstreaming-Prinzips 
in der europäischen Poli-
tik, um Gleichbehandlun-
gen von Frauen und 
Männern grundsätzlich 
in allen Bereichen zu ge-
währleisten 

  
  

„Dazu gehören (…) 
auch die konse-
quente Anwendung 
von Gender 
Mainstreaming und 
Gender Budgeting 
in allen Bereichen." 
(S. 33) 
  
  
  
  

    „In einem Europa 
der Gleichberech-
tigung sollen 
Frauen und Män-
ner zu gleichen 
Teilen von politi-
schem Handeln er-
reicht werden. 
Deswegen wollen 
wir Gender 
Mainstreaming 
konsequent um-
setzen.” (S. 100f) 

„Gender 
Mainstreaming 
abschaffen” (S. 73) 
  



Seite 12 von 47 

 

  

 

 

      

Deutliches Bekenntnis 
zum Prinzip Gender 
Equality im Mehrjährigen 
Finanzrahmen 2021 - 
2027 

  
  

     „Damit das sicher-
gestellt wird, 
braucht es einen 
„Gleichberechti-
gungs-Check“ des 
jährlichen EU-
Haushalts, also ein 
Gender-Budge-
ting.” (S. 101) 

„Wir fordern auf 
europäischer 
Ebene eine Strei-
chung der bisher 
für Genderfor-
schung vorgesehe-
nen Forschungs-
mittel.“ (S. 66) 

Verabschiedung der so-
genannten Vereinbar-
keitsrichtlinie („Work-
Life Balance Directive“) 
und der sogenannten 
Führungspositionen-
richtlinie („Women on 
Boards Directive“) 

„Wir wollen insbe-
sondere dazu bei-
tragen, dass Män-
ner und Frauen 
Familien und Beruf 
besser vereinbaren  
können.“ (S. 3) 

„Konsequente Um-
setzung der EU-
Richtlinie zur besse-
ren Vereinbarkeit 
von Familie und Be-
ruf.“ (S.34) 
„Beschluss einer 
EU-weiten Quote 
für Frauen in Auf-
sichtsräten. 
Die hierzu 2012 vor-
gelegte Richtlinie 
muss vom Europäi-
schen Rat endlich 
verabschiedet wer-
den.” (S. 35) 
  

    „Mit einer starken 
Vereinbarkeits-
richtlinie kann Eu-
ropa Familien un-
terstützen. Für uns 
(...) ist sie ein wich-
tiges Instrument 
der Arbeitszeitpoli-
tik, um Familien zu 
entlasten und ei-
nen ausgewoge-
nen Mix aus Er-
werbs- und 
Familienarbeit so-
wie Freizeit und 
ehrenamtlichem 
Engagement zu er-
möglichen.” (S. 99) 

„Die EU ist nicht 
für Familienpolitik 
und Familien zu-
ständig und darf 
daher 
nicht in Familien 
hineinregieren, ih-
ren Lebensent-
wurf beeinflussen 
oder gar konkret 
durch Quoten 
steuern.“ (S.66)  
„Bei der Beset-
zung von Stellen 
muss allein die 
fachliche Qualifi-
kation des Bewer-
bers entscheiden”. 
(S. 74) 
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Einsetzung einer EU-
Kommissarin für Frauen-
rechte und Gleichberech-
tigung 

  
    

          

Geschlechtergerechter 
EU-Haushalt (Gender 
Budgeting), 

  
 

„Dazu gehören (...) 
auch die konse-
quente Anwendung 
von Gender 
Mainstreaming und 
Gender Budgeting 
in allen Bereichen." 
(S. 33) 
  
  

    „Für eine ge-
schlechter- 
gerechte Vertei-
lung der Finanz-
mittel soll in Zu-
kunft Gender 
Budgeting einge-
setzt werden.“ (S. 
52) 
  

„Das sogenannte 
Gender-Budgeting 
als fiskalisches In-
strument zur 
Durchsetzung des 
Gender-
Mainstreaming in 
den Haushalten 
der EU und der 
Mitgliedsstaaten 
lehnen wir ab, 
weil sich öffentli-
che Ausgaben 
nicht den Ge-
schlechtern zuord-
nen lassen.” (S. 
74) 

Bekenntnis zu CEDAW, 
der UN-Konvention zur 
Beseitigung jeder Form 
von Diskriminierung der 
Frau 

      

https://de.wikipedia.org/wiki/UN-Konvention_zur_Beseitigung_jeder_Form_von_Diskriminierung_der_Frau
https://de.wikipedia.org/wiki/UN-Konvention_zur_Beseitigung_jeder_Form_von_Diskriminierung_der_Frau
https://de.wikipedia.org/wiki/UN-Konvention_zur_Beseitigung_jeder_Form_von_Diskriminierung_der_Frau
https://de.wikipedia.org/wiki/UN-Konvention_zur_Beseitigung_jeder_Form_von_Diskriminierung_der_Frau
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Die Einführung von Pa-
rität in Parlamenten 
und verbindliche Ge-
schlechterquoten für 
Führungs- und Ent-
scheidungspositionen 
in Politik, Wirtschaft, 
Wissenschaft, Medien 
und Gesellschaft. 
 

  
    

„Die paritätische Beset-
zung der Europäischen 
Kommission – gleiche 
Anzahl von Kommissarin-
nen und Kommissaren. 
Keine der Spitzenpositio-
nen der EU darf davon 
ausgenommen sein: 
Frauen und Männer 
müssen in allen europäi-
schen Institutionen, in al-
len Hierarchiestufen, 
gleichermaßen vertreten 
sein.“ (S. 6) 

„Um auch in der Wissen-
schaft eine paritätische 
Besetzung von Führungs-
positionen mit Frauen 
und Männern zu errei-
chen, werden wir neue 
EU-weite Förderpro-
gramme schaffen, die ins-
besondere Frauen im 
MINT-Bereich unterstüt-
zen sollen.“ (S. 36) 

   „Wir fordern die 
Hälfte der Macht 
für Frauen - dies 
gilt auch für die 
großen europäi-
schen Firmen. Des-
halb treten wir für 
eine Frauenquote 
in Aufsichtsräten 
und Vorständen 
ein, die den Frau-
enanteil (...) so-
lange erhöht, bis 
die Parität erreicht 
ist.“ (S. 99). 
„Wir wollen gleich-
zeitig auch dafür 
sorgen, dass die 
Führungsgremien 
der EU-Institutio-
nen verpflichtend 
paritätisch besetzt 
werden.” (S. 99) 
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5. Politik der sozialen Gerechtigkeit 

Thema: 
Politik der 
sozialen 
Gerechtigkeit 

„Arbeitnehmer sollen 
überall in der Euro-
päischen Union zu 
fairen Bedingungen 
arbeiten können. 
Deshalb gehen wir 
auch gegen europäi-
sches Lohndumping 
vor. (...) Die Freizü-
gigkeit in Europa darf 
aber auch nicht zum 
Missbrauch der Sozi-
alsysteme einzelner 
Mitgliedstaaten füh-
ren. Zuwanderung 
aus anderen EU-Staa-
ten, die darauf ge-
richtet ist, die sozia-
len Sicherungs-
systeme unseres Lan-
des auszunutzen, tre-
ten wir auf allen poli-
tischen Ebenen 
entgegen.” 
(S. 4) 

„Die 2017 prokla-
mierte Europäische 
Säule der sozialen 
Grundrechte 
wird mit einer ver-
bindlichen europäi-
schen Sozialagenda 
umgesetzt und mit 
Leben erfüllt. Die 
Rechtsverbindlichkeit 
der sozialen Rechte 
muss sichergestellt 
werden. 
Im Mehrjährigen 
Finanzrahmens 2021-
2027 sollen die nöti-
gen finanziellen Mit-
tel vorgesehen wer-
den, um eine euro-
päische Sozialpolitik 
für die Bürgerinnen 
und Bürger auch er-
fahrbar zu machen.” 
(S. 10) 

„Wir unterstützen einige 
wichtige Forderungen in Er-
klärung zur europäischen 
Säule sozialer Rechte.  
Dazu gehören das Recht 
auf Bildung, das Recht auf 
Unterstützung bei der 
Rückkehr in Beschäftigung, 
der Grundsatz der Nicht-
Diskriminierung, die Beto-
nung der Tarifautonomie 
und die Achtung der natio-
nalen wirtschaftlichen Be-
dingungen bei der Festle-
gung von Mindestlöhnen.“ 
(S. 28) 
„Wir (...) stehen für stabile 
und nachhaltig finanzierte 
Sozialsysteme. Eine Verein-
heitlichung der sehr unter-
schiedlichen nationalen Al-
tersvorsorgesysteme 
innerhalb der Europäischen 
Union (EU) ist weder sinn-
voll noch umsetzbar.“ (S. 
28) 

„(...) steht für die eu-
ropäische Idee von so-
zialer Gerechtigkeit, 
Humanismus und in-
ternationaler Solidari-
tät.” (S. 6)  
“Wir setzen uns dafür 
ein, dass alle Frauen in 
der EU sozial abgesi-
chert werden. Nur so 
ist ein selbstbestimm-
tes Leben möglich.” (S. 
51) 
„Wir wollen, dass in 
der EU ein Solidar-
Fonds eingerichtet 
wird, aus dem im Kri-
senfall die Sozial- und 
Arbeitslosensysteme 
eines Krisenlandes ge-
stützt werden.“  (S. 19) 
  

„Alle Menschen in der EU 
haben garantierte ein-
klagbare soziale Rechte, 
sie müssen sich überall 
auf faire Löhne und Ar-
beitsbedingungen, auf ei-
nen Schutz vor Armut und 
Ausbeutung verlassen 
können.“ (S.71) 
„Wir fordern außerdem, 
dass das EU-Recht den so-
zialen Rechten und den 
ArbeitnehmerInnenrech-
ten mindestens den glei-
chen Stellenwert ein-
räumt wie den wirtschaft-
lichen Freiheiten des Bin-
nenmarktes.“ (S. 71) 

„Die sozialen 
Sicherungssys-
teme der ver-
schiedenen 
EU-Länder sind 
höchstens un-
terschiedlich 
geregelt. Glei-
ches gilt für 
die Arbeits-
märkte. Die 
sich daraus er-
gebene Vielfalt 
wollen wir im 
Sinne des 
Wettbewerbs 
der Systeme 
innerhalb der 
EU erhalten. 
Erfolgreiche 
Länder sind 
Vorbild für die 
anderen.“ (S. 
56) 
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5.1.  Forderungen im Einzelnen: 

Eigenständige 
Existenzsicherung 
für alle 

  „Wer arbeitet, 
muss von sei-
nem Lohn auch 
gut leben kön-
nen.” (S. 19) 
 

 „Wir treten für eine verbind-
liche europäische Mindest-
lohnregelung ein” (S.16)  
“Lohndumping durch Leihar-
beit, Werkverträge und Aus-
lagerungen stoppen!” (S. 16) 
„Befristete Beschäftigung 
ohne Sachgrund abschaffen.” 
(S. 17) 
  

 

„Um Lohndumping in 
der EU … zu verhin-
dern, setzen wir uns 
daher für eine  Min-
destlohnrichtlinie ein.” 
(S. 75) 
  

„Die AfD ist der Überzeugung, 
dass es in Deutschland eine 
verlässliche soziale 
Absicherung für Arbeitslose 
und Geringverdiener geben 
muss (…). Dies ist jedoch nur 
realisierbar, wenn der Kreis 
der zu Unterstützenden in an-
gemessenem Verhältnis zu 
den Ressourcen steht.” 
(S. 55) 

Recht auf eine 
„gute“, men-
schenwürdige 
und gesundheits-
erhaltende Arbeit 

  
    

   „Wir kämpfen für Löhne, die 
für ein gutes Leben reichen.” 
(S. 15) 

„Alle Menschen sollen 
von ihrer Arbeit gut le-
ben können.“ (S. 75) 
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Aufwertung und 
geschlechter- 
gerechte Umver-
teilung der be-
zahlten und unbe-
zahlten Sorge-
arbeit 

  
    

„Unser Ziel bleibt der 
echte Mentalitäts-
wechsel damit auch 
Pflege-, Haus-, und Be-
treuungsarbeit künftig 
partnerschaftlich und 
gerechter aufgeteilt 
werden.” (S. 34) 

  „Alle Beschäftigten erhalten 
das Recht auf mindestens 22 
Stunden pro Woche in ihrem 
Arbeitsvertrag. Das ermög-
licht Frauen und Männern, 
gleichberechtigt am Erwerbs-
leben teilzunehmen und 
Haus-, Erziehungs- und Pfle-
gearbeiten zu gleichen Teilen 
zu schultern.”  
(S. 17) 

„Mit einer starken Vereinbar-
keitsricht-linie kann Europa Fa-
milien unterstützen. Für uns (...) 
ist sie ein wichtiges Instrument 
der Arbeitszeitpolitik, um Fami-
lien zu entlasten und einen aus-
gewogenen Mix aus Erwerbs- 
und Familienarbeit sowie Frei-
zeit und ehrenamtlichem Enga-
gement zu ermöglichen.” (S. 99) 

 

Garantierter Zu-
gang zu allen Be-
reichen der Da-
seinsfürsorge 

  
    

„Funktionierende Sozi-
alsysteme, die bei Job-
verlust und Krankheit 
Sicherheit garantie-
ren.” (S. 18) 
  
  

 „Einheitlich muss sein: das 
Recht auf ein Leben frei von 
Armut. Soziale Rechte müs-
sen von jedem Menschen in 
der EU individuell einklagbar 
sein. Dafür braucht es einen 
Rettungsschirm für die Be-
schäftigten (…): Wenn in Kri-
sen die Erwerbslosigkeit 
stark ansteigt, muss die sozi-
ale Absicherung für Be-
troffene europaweit garan-
tiert werden. (S. 19) 

„Wir schützen die Daseinsvor-
sorge vor Deregulierung und Pri-
vatisierung” 
(eigenes Kapitel Daseinsvor-
sorge S. 179) 
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Chancengleich-

heit aller bei tief-

greifenden trans-

formativen 

Prozessen wie der 

Digitalisierung 

  
  

„Arbeitnehmer-
freundliche Gestal-
tung der Digitalisie-
rung der Arbeit.” (S. 
22) 
„Keine digitalen Ta-
gelöhnerinnen und 
Tagelöhner, die nur 
auf Abruf arbeiten 
können.” (S. 22) 
„EU-Richtlinie zum 
Schutz von Beschäf-
tigten auf Online-
Plattformen.” 
„Gleiche arbeits- 
und sozialrechtliche 
Regeln für alle 
durch – egal ob on-
line oder offline!“ 
(S. 23) 

 „Digitalisierung nicht auf 
dem Rücken der Beschäf-
tigten: Wir brauchen Re-
gulierung von Plattformar-
beit, die der digitalen 
Prekarität etwas entge-
gensetzt. (...) Die Defini-
tion von »Arbeitneh-
mer*in« und »Betrieb« 
muss in Zeiten des digita-
len Kapitalismus ange-
passt und europaweit ein-
heitlich gefasst werden.“ 
(S. 17) 

  

„Wir wollen den digitalen 
Wandel demokratisch, ökolo-
gisch, sozial und feministisch 
gestalten. Wir wollen die 
Chancen ergreifen, um Ar-
beit zu erleichtern, um die 
Vereinbarkeit von Beruf und 
Care-Arbeit zu verbessern.” 
(S. 156) 
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6. Gleichstellung von Frauen und Männern auf dem europäischen Arbeitsmarkt 

Thema: 

Gleichstellung 

von Frauen 

und Männern 

auf dem euro-

päischen Ar-

beitsmarkt 

  
  

  
  
  

        

6.1. Forderungen im Einzelnen 

Entgeltgleich-

heit nach dem 

Grundsatz 

„Gleicher Lohn 

für gleiche und 

gleichwertige 

Arbeit“ 

  
  

„Prinzip des gleichen Lohns für 
die gleiche und gleichwertige 
Arbeit muss auch zwischen 
den Geschlechtern gelten.” (S. 
34) 
„Schließen der Lohn- und Ren-
tenlücke durch Vereinbarung 
verbindlicher Ziele und ein EU-
weites Lohngerechtigkeitsge-
setz, das die Einhaltung über-
wacht und Verstöße sanktio-
niert.” (S. 34) 
„Überall in Europa wird Frauen 
und Männern der gleiche Lohn 
für gleiche Arbeit am gleichen 
Ort gezahlt.” (S. 20) 

  „Wir wollen europa-
weit die Lohndiskri-
minierung von Frauen 
überwinden. Überall 
in Europa muss gel-
ten: gleicher Lohn für 
gleichwertige Arbeit.” 
(S. 51) 

  

„(...) fordern wir eine europaweite 
Richtlinie, die Kriterien für die Ver-
gleichbarkeit von Tätigkeiten fest-
legt und Transparenz über Löhne 
und Gehälter für alle schafft. Für 
Betroffene von Diskriminierung for-
dern wir die Möglichkeit, mit der 
Unterstützung von Verbänden und 
Gewerkschaften klagen zu können. 
So wären die Frauen nicht mehr auf 
sich allein gestellt, wenn sie vor Ge-
richt ziehen müssen.” ( S. 99) 
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Neudefinition des 

„Normalarbeits-

verhältnisses“ 

durch eine Redu-

zierung der ge-

setzlichen Nor-

malarbeitszeit 

  
  

    „Wir wollen ein neues 
Normalarbeitsverhältnis in 
der EU durchsetzen. (...) 
Mit dem neuen Normalar-
beitsverhältnis können die 
Beschäftigten die Arbeits-
zeit selbstbestimmter ge-
stalten, mit Arbeitszeiten 
zwischen 22 und 35 Stun-
den pro Woche. Alle Be-
schäftigten erhalten das 
Recht auf mindestens 22 
Stunden pro Woche in ih-
rem Arbeitsvertrag.” (S. 
17) 
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Wahlmöglichkei-

ten für Arbeitszei-

ten, die sich dem 

Lebensverlauf wie 

den gesellschaftli-

chen Veränderun-

gen anpassen und 

auch unterhalb 

des derzeitigen 

Vollzeitniveaus 

ein existenzsi-

cherndes Einkom-

men sowie beruf-

liche Weiterent-

wicklungen und 

Karrierechancen 

gewährleisten 

  
  

„Männern und 
Frauen muss es 
möglich sein, fle-
xible Arbeitszeiten 
zu beantragen, um 
auf Änderungen in 
ihrer Lebenssitua-
tion zu reagieren.” 
(S. 35) 
„Kein Vollzeit-Lohn 
in der Europäischen 
Union darf unter der 
nationalen Armuts-
schwelle liegen.”(S. 
10) 

  „Ab fünf Prozent Erwerbs-
losenquote werden Mit-
gliedstaaten verpflichtet, 
ein öffentliches Beschäfti-
gungsprogramm und 
Schritte für Arbeitszeitver-
kürzung einzuleiten.“ 
„(...) bezahlte gesellschaftli-
che und unbezahlte Repro-
duktionsarbeit gerechter 
verteilen, Arbeitszeitver-
kürzung mit Lohn- und Per-
sonalausgleich durchset-
zen. Das soll zu mehr 
Zeitsouveränität für alle 
führen. “ (S. 18) 

  

Vgl. Vereinbarkeitsrichtlinie 
S. 99 
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Gezielte Maßnahmen 

zur Überwindung der 

geschlechtsspezifi-

schen Segregation des 

Arbeitsmarkts 

  
  

„Mehr Frauen in Füh-
rungspositionen. EU-
weite Quote für Frauen 
in Aufsichtsräten” (S. 34) 
Gleichstellung in der 
Wissenschaft. (… ) um 
auch in der Wissenschaft 
eine paritätische Beset-
zung von Führungspositi-
onen mit Frauen und 
Männern zu erreichen.” 
(S. 35) 

  „Wir streiten für eine Aufwertung 
von Berufen etwa in der Pflege, Er-
ziehung und im Einzelhandel, in 
denen vor allem Frauen arbeiten 
und die häufig schlecht bezahlt 
werden.” (S. 51) 
  

   
  

Steigerung der Er-

werbsbeteiligung auch 

im Arbeitsumfang von 

Frauen um mindestens 

25 Prozent bis zum 

Jahr 2025 

      

Gesetzliche, existenz-

sichernde Rente für 

alle 

     „Die EU-Staaten müssen mit einer 
Mindestrente garantieren, dass 
alle Menschen sicher vor Armut 
geschützt sind. Sie muss oberhalb 
der Armutsrisikogrenze des jewei-
ligen Landes liegen.“ (S. 20) 
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7. Gute und geschlechtergerechte Bildung 

Thema: 

Gute und geschlech-

tergerechte Bildung 

„Die prakti-
sche Umset-
zung des euro-
päischen 
Bildungsrau-
mes und 
die europa-
weite Aner-
kennung von 
Bildungsab-
schlüssen sind 
für uns vorran-
gig.” (S. 6) 
  

„Zugang zu lebens-
langer guter Bil-
dung.” (S. 11) 

„Europa soll ein Konti-
nent der besten Bil-
dungschancen sein, 
gerade für junge Men-
schen. Denn sie er-
möglichen sozialen 
Aufstieg und ein 
selbstbestimmtes Le-
ben. (...). Wir wollen 
den Menschen in Eu-
ropa durch Bildung 
von vornherein Chan-
cen eröffnen, statt im 
Nachhinein umzuver-
teilen. (S. 10) 

„Gute Bildung ist ein Menschen-
recht – für alle Menschen, unab-
hängig von ihren individuellen 
Voraussetzungen und ihrer sozia-
len oder kulturellen Herkunft. (…). 
Die Gleichstellung der Geschlech-
ter in Europas Wissenschaftsein-
richtungen wollen wir durch klare 
Förderkriterien und geschlechter-
gerechte Arbeitsbedingungen 
voranbringen.“ 
(S. 55) 

  

„Wir wollen, dass in 
der gesamten Euro-
päischen Union der 
freie Zugang zu 
qualitativ hochwer-
tiger Bildung garan-
tiert wird.” (S. 172) 
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7.1.  Forderungen im Einzelnen 

Geschlechtergerechte 

Bildungschancen für 

alle Kinder, Jugendli-

che und Erwachsene 

auch im dritten und 

vierten Lebensab-

schnitt 

„Um die 
Mobilität von Schü-
lern, Auszubilden-
den und Studieren-
den zu fördern, 
werden wir die Mit-
tel für das neue 
Programm Eras-
mus+ deutlich er-
höhen.” (S. 6) 
„Wegen der rasan-
ten Zunahme von 
neuem Wissen wird 
es immer wichtiger, 
dass unser Europa 
auch das lebensbe-
gleitende Lernen, 
die Weiterbildung 
und die berufliche 
Fortbildung fördert. 
Das europäische 
Bildungsangebot 
soll daher auch den 
älteren Menschen 
offenstehen.” (S. 6) 
 
 

„Für einen besse-
ren Austausch zwi-
schen jungen Men-
schen müssen das 
Bildungs- und Ju-
gendförderpro-
gramm Erasmus+ 
und der Europäi-
sche Solidaritäts-
korps (...) bedarfs-
gerecht 
ausgestattet sein 
und strukturell 
ausgebaut wer-
den.” (S. 27) 
„Gerade im Zeital-
ter der Digitalisie-
rung muss lebens-
langes Lernen für 
alle Arbeitnehme-
rinnen und Arbeit-
nehmer zu einer 
problemlos verfüg-
baren Selbstver-
ständlichkeit des 
beruflichen Le-
benswegs wer-
den.” (S. 22) 

„Die größten Chancen – ge-
rade auch für junge Men-
schen – entstehen durch Bil-
dung, Forschung und 
Innovationen. (...) Wer die 
Chancen in Europa nutzen 
können soll, muss Europa 
kennenlernen können. Und 
das so früh wie möglich. Wir 
wollen deshalb, dass EU-Bür-
gerinnen und EU-Bürger Bil-
dungsangebote in jedem EU-
Land ihrer Wahl wahrnehmen 
können. (...) Deswegen for-
dern wir die Einführung einer 
neuen Grundfreiheit – der Bil-
dungsfreizügigkeit! Ob im 
Schüleraustausch in Frank-
reich, der Berufsausbildung in 
Schweden, im Studium in Po-
len oder im Freiwilligendienst 
in Malta – Europa soll schon 
früh mit all seinen Facetten, 
Kulturen und Eigenheiten er-
fahrbar sein. Wer andere Län-
der so erlebt, beginnt sie zu 
lieben – und Europa wächst 
zusammen. (S. 2)  

„Gute Bildung ist ein 
Menschenrecht – für 
alle Menschen, unab-
hängig von ihren indivi-
duellen Voraussetzun-
gen und ihrer sozialen 
oder kulturellen Her-
kunft.” (S. 54) 
“Die EU hat in den ver-
gangenen Jahren die 
»Beschäftigungsfähig-
keit« der Absolvent*in-
nen in den Mittelpunkt 
ihrer Bildungspolitik ge-
stellt. Mit »lebenslan-
gem Lernen« wurde vor 
allem die Aufforderung 
verknüpft, dass die Be-
schäftigten ihre Kennt-
nisse und Fähigkeiten 
möglichst flexibel dem 
sich wandelnden euro-
päischen Arbeitsmarkt 
anpassen sollen. Damit 
muss Schluss sein.” (S. 
54) 

„Dazu möchten wir 
das Erasmus-Pro-
gramm massiv aus-
bauen, für Schüler*in-
nen, Auszubildende 
und Studierende.” (S. 
173) 
„Dafür wollen wir ei-
nen EU-Bildungsfonds 
einrichten für Men-
schen, die selbst oder 
deren Familien struk-
turell von formaler Bil-
dung ausgeschlossen 
waren oder sind. Dar-
aus sollen Stipendien 
finanziert werden, um 
Schulausbildungen 
nachzuholen oder Be-
rufsausbildungen zu fi-
nanzieren.” (S. 
171/172), 
„Wir wollen ein Recht 
auf 
Weiterbildung 
und lebenslanges Ler-
nen EU-weit veran-
kern.” (S. 156)  

„Bildungspo-
litik 
– Politik für 
Schule, Be-
rufsausbil-
dung und 
Hochschule – 
muss daher 
in nationaler 
Kompetenz 
verbleiben.” 
(S. 71) 
„Den Einfluss 
von interna-
tionalen Or-
ganisationen, 
Konzernen 
und Lobby-
gruppen auf 
unser Bil-
dungswesen 
lehnen wir 
entschieden 
ab.” (S. 71) 
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Die Förderung des Zu-

gangs von Frauen zu 

Zukunftsberufen und 

Qualifikationsfeldern, 

insbesondere im 

MINT-Bereich 

  
    

„Um auch in der 
Wissenschaft eine 
paritätische Beset-
zung von Füh-
rungspositionen 
mit Frauen und 
Männern zu errei-
chen, werden wir 
neue EU-weite 
Förderprogramme 
schaffen, die ins-
besondere Frauen 
im MINT-Bereich 
unterstützen sol-
len.” (S. 35) 
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Die Anerkennung in-

formell und nicht-for-

mal erworbener Quali-

fikationen gemäß des 

Europäischen Qualifi-

kationsrahmens 

„Die praktische Um-
setzung des europäi-
schen Bildungsrau-
mes und die europa-
weite Anerkennung 
von Bildungsab-
schlüssen sind für 
uns vorrangig.” (S. 6) 

„Wir wollen, dass Bil-
dungsabschlüsse 
und weitere nach-
weisbare Qualifikatio-
nen in allen Mitglieds-
staaten selbstver-
ständlich und unbüro-
kratisch gegenseitig 
formal anerkannt 
werden. (...) Deshalb 
ist unser Ziel ist eine 
standardmäßige auto-
matische Anerken-
nung von  Qualifikati-
onen.” (S. 29f)  

  „Es braucht eine bes-
sere Anerkennung der 
Qualifikationen und 
Abschlüsse von Nicht-
EU-Bürger*innen, da-
mit diese ihre Berufe 
weiter ausüben kön-
nen.” (S. 41) 
  

„Die Anerkennung von 
Bildungs- und Berufsab-
schlüssen innerhalb Euro-
pas muss weiter verbes-
sert werden. Gleiches gilt 
auch für die Anerkennung 
von ausländischen Ab-
schlüssen.” (S. 77) 

„(...)  fordert aus-
schließlich nationale 
Zuständigkeiten in 
der Bildungspolitik. 
Ebenso muss die Ent-
scheidung über die 
Anerkennung auslän-
discher Abschlüsse 
den Nationalstaaten 
vorbehalten blei-
ben.” (S. 71) 
  

Eine geschlechter- 

gerechte Sprachförde-

rung für alle Migran-

tInnen und Geflüchte-

ten. 

   „Geflüchteten wollen 
wir (...) flächende-
ckend kostenlose 
Sprachkurse anbie-
ten.” (S. 41) 

„Wir wollen die Integrati-
onsangebote, zum Bei-
spiel Sprachkurse, die mit 
Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds (ESF) finan-
ziert werden, auch für Ar-
beitnehmer*innen aus 
der EU und deren Ange-
hörige öffnen.” (S. 75) 
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8. Geschlechtergerechte Gesundheitsprävention und -versorgung 

Thema 

Geschlechtergerechte 

Gesundheitspräven-

tion und -versorgung 

 „Jede Frau hat ein 
Anrecht auf ge-
sundheitliche Vor-
sorge, medizinische 
Information.” (S. 
33) 

  „Alle Frauen müssen Anspruch 
auf die notwendige ambulante 
und stationäre medizinische Ver-
sorgung bei Krankheit und 
Schwangerschaft sowie auf die je-
weilig notwendigen Vor- und 
Nachsorgemaßnahmen haben. 
Dafür wollen wir verbindliche 
Mindeststandards und stärkere 
Förderung unabhängiger Frauen-
gesundheitseinrichtungen und -
initiativen durch die EU.” (S. 51) 
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8.1.  Forderungen im Einzelnen 

Einen gesicherten Zu-

gang zu allen Leistun-

gen der nationalen Ge-

sundheitsversorgungss

ysteme für alle Staats-

bürgerInnen, Einwan-

derInnen, Geflüchte-

ten sowie für 

Menschen in aufent-

haltsrechtlicher Illega-

lität, 

  
    

    „Wir wollen, dass jeder Mensch in 
der EU ein Recht auf universelle 
Gesundheitsversorgung und Zu-
gang zu gut ausgestatteten, barrie-
refreien und gemeindenahen Ge-
sundheitsleistungen hat, auch in 
ländlichen Regionen. Das betrifft 
nicht nur den Zugang zu Arztpraxen  
und Krankenhäusern. Wir wollen 
auch die Kommunikation den be-
sonderen Bedürfnissen z. B. von 
Menschen mit Behinderungen, Se-
nior*innen oder Menschen mit 
Sprach- und Lernschwierigkeiten 
anpassen: Leichte Sprache und ver-
ständliche Patienteninformationen 
müssen selbstverständlich werden. 
Zugang zu guter Gesundheitsver-
sorgung ist ein Menschenrecht und 
muss gegen Markt, Kürzungen und 
Profitinteressen durchgesetzt wer-
den.” (S. 21) 

  

„Es braucht einen 
Mindestversor-
gungsstandard in 
allen Ländern. (...) 
Der Ausschluss von 
Bevölkerungsgrup-
pen vom Zugang 
zum Gesundheits-
wesen ist deshalb 
zu sanktionieren.” 
(S. 72) 

„Verpflichtende 
Untersuchungen 
in Europa für 
Migranten, um 
die einheimi-
sche Bevölke-
rung vor Infekti-
onskrankheiten 
und Epidemien 
zu schützen” (S. 
59) 
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Das Recht auf sexuelle 

Selbstbestimmung und 

reproduktive Gesund-

heit  

Ein Recht für alle auf 

Versorgung in der 

Schwangerschaft, 

während der Geburt 

und im Wochenbett 

durch Hebammen 

 „Jede Frau hat ein 
Anrecht auf gesund-
heitliche Vorsorge, 
medizinische Infor-
mation und sexuelle 
Aufklärung, auf Zu-
gang zu Verhütung 
und auf eine gute, 
zeitgemäße medizi-
nische Versorgung 
rund um Schwanger-
schaft und Geburt. 
Keine Frau darf ge-
zwungen werden, 
gegen ihren Willen 
ein Kind auszutra-
gen.” (S. 33) 
 

  „Der Kampf um reproduktive 
Rechte muss in ganz Europa ge-
führt werden. (...) Wir fordern die 
Abschaffung aller Einschränkun-
gen des Abtreibungsrechts aus 
den Strafgesetzbüchern der EU-
Mitgliedsländer. Wir unterstützen 
und stärken Bündnisse für sexu-
elle und körperliche Selbstbestim-
mung, Initiativen von Medizinstu-
dierenden und Ärzt*innen, Pro-
Choice, die sich für die Entkrimi-
nalisierung des Schwanger-
schaftsabbruchs einsetzen.“ (S. 
51f) 

„Das Recht auf körper-
liche Selbstbestim-
mung, selbstbe-
stimmte 
Familienplanung und 
Zugang zu sicherer 
Verhütung muss für 
alle sichergestellt sein 
und darf insbesondere 
nicht von den finanzi-
ellen Möglichkeiten 
abhängig sein. Deshalb 
wollen wir den kosten-
losen Zugang zu Ver-
hütungsmitteln stär-
ken.” (S. 100) 

„Abtreibung ist kein Men-
schenrecht wie das Lebens-
recht und das Recht auf 
körperliche Unversehrtheit! 
Die AfD lehnt daher jede EU-
Förderung von Organisatio-
nen oder Maßnahmen 
ab, durch die, oft in Entwick-
lungsländern, Abtreibungen 
forciert werden.“ (S. 67) 
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Ein Recht für alle auf 

Versorgung in der 

Schwangerschaft, 

während der Geburt 

und im Wochenbett 

durch Hebammen 

    „Alle Frauen müssen Anspruch auf 
die notwendige ambulante und 
stationäre medizinische Versor-
gung bei Krankheit und Schwan-
gerschaft sowie auf die jeweilig 
notwendigen Vor- und Nachsorge-
maß- nahmen haben.” (S. 51) 

    

Eine Abkehr von der 

Medikalisierung weib-

licher Lebensprozesse 

und der Technisierung 

von Schwangerschaft 

und Geburt 

  
 

        „Jede Form von Leihmutter-
schaft verletzt die 
Menschenwürde, denn Leih-
mutterschaft stellt eine Aus-
beutung des weiblichen 
Körpers und seiner reproduk-
tiven Organe dar.” (S. 68) 
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Die Stärkung des öf-

fentlichen Gesund-

heitswesens. Seiner 

Privatisierung und 

Ökonomisierung muss 

Einhalt geboten wer-

den. 

  
 

„Die Bereitstellung 
öffentliche Güter 
wie Bildung, Ge-
sundheit, öffentli-
cher Personennah-
verkehr, Pflege, 
öffentliche Infra-
struktur (...) kann 
nicht dem Markt 
überlassen wer-
den.” (S. 41) 

  Wir kämpfen (...) dagegen, 
dass öffentliche Infrastruktur 
und Dienstleistungen privati-
siert oder zusammengekürzt 
werden. Wir wollen das Öf-
fentliche stärken: Der Markt 
versagt, wenn es darum 
geht, (...] Gesundheitsversor-
gung für alle sicherzustellen. 
(S.21) 

„Die Mitgliedstaaten sind 
natürlich angehalten, höhere 
Standards zu behalten oder neu 
zu schaffen. Das Gleiche gilt für 
die nationalen Gesundheitssys-
teme. Auch hier braucht es ei-
nen Mindestversorgungsstan-
dard in allen Ländern, (...) der 
Ausschluss von Bevölkerungs-
gruppen vom Zugang zum Ge-
sundheitswesen ist deshalb zu 
sanktionieren. 
Wir streiten dafür, dass natio-
nale Gesundheitssysteme als 
Teil der sozialen Daseinsvor-
sorge nicht durch die Hintertür 
über das europäische Wettbe-
werbsrecht ausgehöhlt wer-
den.“ (S. 72) 

„Obwohl der Lissabon-
Vertrag für den Be-
reich des nationalen 
Gesundheitswesens 
ausdrücklich das Subsi-
diaritätsprinzip betont, 
wird dieses jedoch 
durch eine Priorisie-
rung des europäischen 
Wettbewerbsrechts 
und der laufenden 
Rechtsprechung des 
EuGH konterkariert.” 
(S. 58)  
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Eine unabhängige Arz-

neiforschung und -zu-

lassung, die die Wir-

kungsunterschiede 

von Medikamenten 

bei Frauen und Män-

nern berücksichtigt. 

     „Medizinische Stu-
dien müssen die Ge-
sundheit schützen, 
geschlechtsspezifi-
sche Unterschiede 
berücksichtigen und 
transparent sein. Wir 
streben mehr unab-
hängige Forschung 
zu Versorgung und 
Produkten sowie 
strengere Regelun-
gen für den Patien-
tenschutz und 
gegen die einseitige 
Einflussnahme der 
Pharma- und Medi-
zinprodukteindustrie 
an.“ (S. 72f) 

 

Etablierung eines ge-

schlechtergerechten 

Gesundheitswesens 
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9. Politik der ökonomischen und ökologischen Nachhaltigkeit 
 

Thema 
Politik der ökonomi-
schen und ökologi-
schen Nachhaltigkeit 
 

“Unser Ziel ist 
ein qualitatives, 
ressourcen-
schonendes 
Wachstum. Wir 
verbinden Öko-
nomie und Öko-
logie, um für zu-
künftige 
Generationen 
eine intakte Um-
welt und gute 
Lebensqualität 
zu sichern.” (S. 
5) 

“Wir brauchen 
Europa, um die 
großen Zu-
kunftsaufgaben 
zu bewältigen: 
(...) durch eine 
Politik, 
die aus Verant-
wortung für die 
nachfolgenden 
Generationen 
den Klima- und 
Umweltschutz 
konsequent ver-
stärkt.” (S. 6)  
  

 
  

“(...) strebt eine Gesellschaft 
an, in der die Erde nicht 
übermäßig von den Men-
schen genutzt wird. Die Le-
bensweise der Menschen 
muss sich deshalb radikal än-
dern. Unser Ziel ist, dass im 
Jahr 2050 der »ökologische 
Fußabdruck« aller Menschen 
und Gesellschaften neutral 
sein soll. Dafür ist eine so-
zial-ökologische Wende Vo-
raussetzung, die den CO2-
Verbrauch entsprechend re-
duziert.” (S. 32) 
  

„Unser Ziel ist ein 
Wirtschafts- und Fi-
nanzsystem, das 
nicht auf Kosten von 
Mensch und Umwelt 
geht und sich an den 
Planetaren Grenzen 
orientiert. Dazu müs-
sen unter anderem 
die sozialen und öko-
logischen Kosten un-
serer Art zu wirt-
schaften und zu 
leben transparent 
gemacht und in die 
Preise integriert wer-
den.” (S. 29) 
 

“Eine weitere, grundsätzliche 
Fehlentwicklung ist in der 
Klima- und Energiepolitik 
auszumachen, die sich allein 
auf die Hypothese des 
menschgemachten Klima-
wandels stützt und in alle Be-
reiche der Gesellschaft 
wirkt. Wir wollen diese Poli-
tik beenden, denn sie ver-
knappt ohne jede Not den 
Zugang aller Menschen zu 
billiger Energie, die Voraus-
setzung jeden Wohlstands 
ist. Nur wenige haben durch 
die Zwangs-Umverteilungen 
in Milliardenhöhe einen 
Nutzen.” (S. 8, S.79) 
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9.1.  Forderungen im Einzelnen 

Bekenntnis zu den Zie-

len der Agenda 2030 

für Nachhaltigkeit 

„Wir wollen die glo-
balen Nachhaltig-
keitsziele der 
Agenda 2030 in Eu-
ropa umsetzen.” (S. 
5) 
„Wir investieren in 
eine nachhaltige 
Entwicklungspolitik 
im Sinne der 
Agenda 2030.” 
(S. 18)   
  

Nein, aber sehr kon-
kretes Nachhaltig-
keitskapitel: 
Pariser Klimaabkom-
men, Energieeffizi-
enz, Atomausstieg, 
Müll, Plastik (S. 50ff) 

„Wir bekennen uns 
zur Nachhaltigkeits-
agenda 2030 der 
Vereinten Nationen 
und zum Pariser Kli-
maabkommen.“ (S. 
35) 

  

„Nachhaltigkeit braucht 
Verbindlichkeit! Wir wollen 
mehr als schöne Absichts-
bekundungen: Die EU und 
ihre Mitgliedstaaten müs-
sen sich auf die verbindli-
che Umsetzung der Nach-
haltigen Entwicklungsziele 
der »Agenda 2030« der UN 
verpflichten.” (S. 43) 

  

„Gemäß den Entwick-
lungszielen der Verein-
ten Nationen (SDGs) 
steht Europa in der 
Verantwortung, eine 
gerechte Weltordnung 
voranzutreiben und 
mögliche Widersprü-
che in der eigenen Po-
litik im Interesse glo-
baler Gerechtigkeit 
aufzulösen.” (S. 10) 
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Schutz der Daseinsfür-

sorge vor profitorien-

tierter Privatisierung. 

Öffentliche Versor-

gungsstrukturen dür-

fen nicht dem freien 

Spiel der Marktkräfte 

überlassen bleiben. 

  
  

„Die öffentliche Da-
seinsvorsorge si-
chern und fördern 
wir. Jeder und jede 
muss gleichberech-
tigten, solidarischen 
und räumlichen na-
hen Zugang zu quali-
tativ hochwertigen 
öffentlichen Dienst-
leistungen haben. 
Dazu zählen wir ins-
besondere den Zu-
gang zu Wasser und 
bezahlbarem Wohn-
raum.” (S. 12) 

  „Wir lehnen Privatisierun-
gen öffentlicher Güter und 
Dienstleistungen ab und 
wollen sie auch mit Volks-
abstimmungen rückgängig 
machen. Wir wollen 
das Öffentliche stärken.” 
(S. 7) 

„Eine Privatisierung der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge 
lehnen wir ab. (...) Die öf-
fentliche Daseinsvorsorge 
muss umfassend geschützt 
werden. Kommunen dürfen 
in ihrer Handlungsfreiheit 
nicht beschränkt werden. (...) 
Die Selbstbestimmung der 
Regionen und Kommunen 
muss auch in Zukunft fester 
Bestandteil eines geeinten 
Europas sein.” (S.179/180) 

 

Transformation der 

Produktions- und Kon-

summuster durch Stär-

kung regionaler Kreis-

läufe 

„Unser Europa 
setzt daher auf 
ein Industrie-
konzept mit 
stimmigem 
ökologischem 
Ansatz. Hierfür 
stehen bei-
spielhaft funk-
tionierende 
Wertstoffkreis-
läufe.” (S. 5) 

„Die Regionalförde-
rung und Beteiligun-
gen sollte zudem ein 
wichtiger Bestandteil 
einer neu zu konzi-
pierenden EU-Indust-
riepolitik 

sein.”  (S. 16) 

 „Wir wollen regionale Wirt-
schaftskreisläufe stärken 
und die Bevölkerung vor 
Ort stärker in Entscheidun-
gen einbeziehen.” (S. 7) 

„Wir wollen die regionale 
Wirtschaft mit den vor Ort 
agierenden Unternehmen, 
Wertschöpfungsketten und 
Produkten stärken. (...) wir 
setzen auf klar definierte re-
gionale Kennzeichnungen 
und Förderkonzepte, auf pra-
xisgerechte Kleinerzeugerre-
gelungen sowie, wenn mög-
lich, auf Toleranz- und 
Bagatellgrenzen für kleine 
Betriebe” (S. 30) 
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Bewusste Gestaltung 

der öffentlichen Haus-

halte, die hinwirken 

auf eine ökologische, 

soziale und geschlech-

tergerechte Nachhal-

tigkeit 

      

10. Konsequente Bekämpfung von und Schutz vor Gewalt gegen Frauen und Mädchen 

Thema 

Konsequente Be-

kämpfung von und 

Schutz vor Gewalt ge-

gen Frauen und Mäd-

chen 

  
 
  

„Wir wollen 
mehr Schutz von Mäd-
chen und Frauen. Des-
wegen brauchen wir in 
Europa eine gesell-
schaftliche Debatte über 
Geschlechterrollen und 
ihre Auswirkungen. Da-
mit verbunden benöti-
gen wir mehr Präventi-
onsmaßnahmen und die 
konsequente Verfolgung 
aller Formen von Gewalt 
gegen Frauen sowie ge-
schlechterbezogener 
Gewalt.” (S. 37)  
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10.1. Forderungen im Einzelnen 

Vorbehaltlose Imple-

mentierung der Istan-

bul Konvention zur 

Verhütung und Be-

kämpfung von Gewalt 

gegen Frauen und 

häuslicher Gewalt 

  
  

„Die Istanbul Konvention zur 
Verhütung und Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen 
und häuslicher Gewalt muss 
in allem Mitgliedstaaten rati-
fiziert und konsequent ange-
wendet werden.” (S. 38) 

   „Nachdem auch die EU die 
Konvention ratifiziert hat, 
setzen wir uns nun dafür 
ein, dass diese wichtige 
Vereinbarung konsequent 
in den EU-Staaten umge-
setzt und eingehalten 
wird.” (S. 99/100) 

  

Einführung einer EU-

Richtlinie zur Bekämp-

fung von Gewalt ge-

gen Frauen, Verab-

schiedung einer 

verbindlichen Strate-

gie und die vollstän-

dige Umsetzung der 

EU-Opferschutzrichtli-

nie aus dem Jahr 2012 

  
 

„Eine verbindliche Strategie 
samt EU-Richtlinie zur Be-
kämpfung von Gewalt gegen 
Frauen wird eingeführt.” (S. 
38) 

    „Dafür fordern wir eine 
Richtlinie gegen Gewalt an 
Frauen, die konkrete Ziele 
vorgibt, damit Frauen und 
Mädchen – unter anderem 
auch in den EU-Ländern, 
die die Konvention noch 
nicht ratifiziert haben –
 besser geschützt werden 
und Verletzungen sanktio-
niert und vor dem Europäi-
schen Gerichtshof einge-
klagt werden können.” (S. 
100) 
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Konsequente Bekämp-

fung von Schlepper-

banden und von Men-

schenhandel zum 

Zweck der sexuellen 

und der Arbeitsaus-

beutung 

  
  

„Wir wollen, dass Eu-
ropa konsequenter 
gegen Schlepperban-
den, Menschenhänd-
ler und Zwangspros-
titution vorgeht. Es 
ist höchste Zeit für 
ein stärkeres europä-
isches Vorgehen für 
einen besseren 
Schutz von Frauen 
und Mädchen und 
die Eindämmung von 
Menschenhandel.” 
(S. 38)  

  „(...) will Opfer von Menschenhandel 
und Zwangsprostitution besser 
schützen. Solange die Betroffenen 
keinen sicheren und eigenständigen 
Aufenthaltsstatus erhalten, sind die 
Täter durch die Angst der Opfer ge-
schützt. Aufenthaltstitel, Schutz und 
Entschädigung müssen unabhängig 
von der Bereitschaft der Opfer, als 
Zeug*innen in einem Strafverfahren 
auszusagen, gewährt werden. Für die 
Betroffenen fordern wir Therapie-
mittel, medizinische sowie psycholo-
gische Betreuung, Rechtsbeistand 
und Rechtshilfe, Zugang zu sozialen 
Leistungen und Bildungsangebote.” 
(S. 52) 

„Menschenhandel zum Zweck 
der sexuellen Ausbeutung und 
der Ausbeutung von Arbeits-
kraft muss in Europa konse-
quent und wirkungsvoll be-
kämpft werden: mithilfe des 
Strafrechts, durch Information 
und Beratung, durch die konse-
quente Durchsetzung der Ar-
beits- und Sozialrechte der Be-
troffenen sowie durch Schutz 
und Hilfe für die Opfer. Diese 
dürfen nicht einfach in ihre Her-
kunftsländer abgeschoben wer-
den, sondern brauchen Schutz-
programme und ein dauerhaftes 
Bleiberecht.“ (S. 100) 
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Zugang zu Hilfeeinrich-

tungen für alle Schutz-

suchenden 

 
  

„Wir machen uns für 
eine flächende-
ckende Versorgung 
mit Frauenhäusern in 
ganz Europa stark 
und vereinbaren 
Standards, die sie er-
füllen müssen.” 
(S. 38) 

   
  

 
  

 

Bedarfsgerechtes, 

flächendeckendes und 

finanziell abgesicher-

tes Hilfesystem 

  
 

      „Die EU sollte bestehende För-
derprogramme für Hilfs- und 
Beratungsangebote aufstocken, 
damit etwa Hilfsstrukturen aus-
reichend finanziert sind.” (S. 
100) 

 

Unterstützung des 

ILO-Prozesses für ei-

nen verbindlichen Ar-

beits- und Sozialstan-

dard „Gewalt gegen 

Frauen und Männer 

am Arbeitsplatz“ 

  
  

„Der Prozess der In-
ternationalen Ar-
beitsorganisation 
(ILO) für einen ver-
bindlichen Arbeits- 
und Sozialstandard 
„Gewalt gegen 
Frauen und Männer 
am Arbeitsplatz“ 
wird unterstützt.” 
(S. 38) 
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11. Leben in Frieden, Sicherheit und Würde für alle 

11.1. Forderungen im Einzelnen: 

Starkes Bekenntnis zu 

einer gemeinsamen 

menschenrechts- 

basierten und ge-

schlechtergerechten 

EU-Außenpolitik 

„Europa 
steht welt-
weit ein-
zigartig für 
eine wer-
tegeleitete 
Außenpoli-
tik und für 
multilate-
rale Lösun-
gen.”  
(S. 17) 
     

„Unsere EU-Außen-
politik basiert auf der 
Einhaltung der Men-
schenrechte mit ei-
nem besonderen Au-
genmerk auf Frauen-
rechte und die 
Gleichstellung der 
Geschlechter.” 

 (S. 61) 

„Wir wollen, dass 
die Europäische 
Union (EU) nach 
außen geschlosse-
ner auftritt. Daher 
setzen wir uns da-
für ein, dass die 
Hohe Vertreterin 
der EU für Außen- 
und Sicherheitspoli-
tik gestärkt wird.“ 
(S. 57) 

„Wir wollen eine friedli-
che Außen-, Entwick-
lungs-, und Menschen-
rechtspolitik, die auf 
Solidarität, Kooperation 
und Entspannung setzt 
und eine starke parla-
mentarischen Kontrolle.” 
(S. 10) 

  
 

„Wir treten für eine gemein-
same europäische Außen- und 
Sicherheitspolitik ein, die sich 
für Menschenrechte stark 
macht und Frieden sichert.“ (S. 
122) 
„Mit einer explizit feministi-
schen EU-Außenpolitik wollen 
wir deshalb geschlechtsspezifi-
sche Analysen und gleichbe-
rechtigte Teilhabe von 
Frauen und Minderheiten- 
gruppen auf allen Verhand-
lungs- und Umsetzungsebenen 
fördern.” (S. 121) 

„Die aktuelle Praxis 
der europäischen 
Grenzschutzagentur 
Frontex, auf See auf-
gegriffene Menschen 
mit Migrationsziel 
Europa in die EU wei-
ter zu transportieren 
und damit Hilfs-
dienste für Schleuser 
zu verrichten, ist 
absurd und verkehrt 
den Zweck einer 
Agentur für Grenz-
schutz in sein Gegen-
teil.” (S. 39) 
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Konsequente Umset-

zung der UNSCR 1325 

(und folgende) zur Be-

teiligung von Frauen in 

Friedensprozessen 

und Schutz von Frauen 

in Kriegs- und Krisen-

fällen auf nationaler 

und EU-Ebene 

  
 

„Frauen werden kon-
sequent an Friedens-
prozessen beteiligt 
und in Kriegs- und 
Krisenfällen auf nati-
onaler und europäi-
scher Ebene ge-
schützt. Wie von den 
Vereinten Nationen 
im Jahr 2000 be-
schlossen, müssen 
Frauen gleichberech-
tigt in Friedensver-
handlungen, Konflikt-
schlichtung und den 
Wiederaufbau mit 
einbezogen werden.“ 
(S. 38) 

  „Traumatisierte, geschundene, ver-
gewaltigte Frauen aus Kriegs- und 
Bürgerkriegsgebieten und aus 
Schwellenländern (...) müssen in 
den Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union aufgenommen und 
betreut werden.” (S. 51) 

  

„Wir wollen den UN-Sicherheits-
ratsbeschluss 1325 „Frauen, 
Frieden und Sicherheit“ und 
seine Folgeresolutionen mit Le-
ben füllen, die Genderperspek-
tive in sämtlichen außenpoliti-
schen Bereichen und EU-
Friedensoperationen verankern 
und dieses Gesamtvorhaben 
langfristig finanziell unterfüt-
tern. Ziel ist die Gleichbehand-
lung und -beteiligung von 
Frauen und Minderheiten in der 
zivilen Krisenprävention, in Frie-
densverhandlungen und Frie-
densmissionen, in der Konflikt-
bearbeitung und beim Wieder-
aufbau nach Konflikten sowohl 
auf polizeilicher und militäri-
scher Ebene. Dafür soll die Bera-
terin des Auswärtigen Dienstes 
der EU für Gender ein eigenes 
Budget erhalten und an das Eu-
ropaparlament berichten.” 
(S. 124) 
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Gerechter Vertei-

lungsmechanis-

mus für Geflüch-

tete, der die 

Situation in den 

Aufnahmeländern 

ebenso wie die 

möglichen Le-

bensverhältnisse 

in diesen Ländern 

für Geflüchtete 

berücksichtigt 

„Dabei ist die 
grundsätzliche Zu-
ständigkeit des 
Ersteinreiselandes 
beizubehalten 
und eine solidari-
sche Lastenvertei-
lung sicherzustel-
len. Um eine 
Weiterreise inner-
halb Europas zu 
verhindern, muss 
das europäische 
Asylrecht gemein-
same Standards 
für die Anerken-
nung von Asyl und 
eine EU-weite 
Harmonisierung 
der Aufnahmebe-
dingungen vorse-
hen. Das betrifft 
unter anderem 
Verfahren, Unter- 
bringung und Ver-
sorgung.” (S. 14) 
  

  

„Das Wahren des 
Asylrechts ist 
eine gemein-
same europäi-
sche Aufgabe, 
die solidarisch 
erfüllt werden 
muss. Sie darf 
nicht allein auf 
diejenigen Staa-
ten mit einer Au-
ßengrenze verla-
gert werden. 
Deshalb wollen 
wir das Dublin 
System durch ei-
nen solidarischen 
Verteilungs-
schlüssel erset-
zen. Bis zur Ver-
abschiedung der 
Reform müssen 
einzelne aufnah-
mewillige Staa-
ten oder Städte 
besser unter-
stützt werden.” 
(S. 67) 

„Die Verteilung von Flüchtlingen 
nach einem verbindlichen eu-
ropa-weiten Verteilungsschlüs-
sel, außer in Fällen, in denen er-
kennbar keine 
Bleibeperspektive besteht.“ (S. 
54) 
„Soweit Mitgliedstaaten aus 
wichtigem Grund nicht zur Auf-
nahme in der Lage sind, werden 
die Flüchtlinge auf andere Mit-
gliedstaaten mit der Maßgabe 
aufgeteilt, dass der nicht-auf-
nehmende Staat die Kosten der 
Aufnahme übernimmt. Unter 
bestimmten Voraussetzungen 
sollte es einzelnen Mitgliedstaa-
ten im Einvernehmen mit den 
anderen Mitgliedstaaten aller-
dings möglich sein, dass Kontin-
gent der ihnen zugeteilten 
Flüchtlinge zu reduzieren, etwa 
bei einem verstärkten Engage-
ment bei der Kontrolle der EU-
Außengrenzen oder einer be-
sonderen finanziellen Unterstüt-
zung anderer Mitgliedstaaten 
bei deren Flüchtlings- und Asyl-
politik.” (S. 54) 

„Für eine faire Ver-
teilung von Geflüch-
teten in der EU wol-
len wir eine 
europäische Fluch-
tumlage: Alle Mit-
gliedsstaaten sollten 
entsprechend ihrer 
ökonomischen Leis-
tungsfähigkeit Ge-
flüchtete aufneh-
men. Die Mitglied-
staaten, die überpro-
portional viele Flüch-
tenden bei sich auf-
nehmen, sollen 
entsprechend große 
Ausgleichsummen 
erhalten.“ (S. 41)   

„Eine Reform dieses Sys-
tems und ein fairer und so-
lidarischer Verteilungsme-
chanismus sind deshalb 
überfällig und wurden vom 
Europäischen Parlament 
längst beschlossen. Die Mi-
nister*innen der Mitglied-
staaten im Rat der EU müs-
sen für diese Beschlüsse 
nun endlich den Weg frei 
machen und ebenfalls zu-
stimmen. Gleichzeitig gilt 
aber auch: Wenn sich 
nicht alle EU-Staaten auf 
ein einheitliches Vorgehen 
bei der Asyl- und Migrati-
onspolitik einigen können, 
müssen die Länder, die die 
Notwendigkeit eines men-
schenrechtskonformen und 
abgestimmten Systems 
erkannt haben, vorange-
hen. Für Kommunen, die 
Flüchtlinge aufnehmen 
möchten, fordern wir Di-
rekthilfen der EU.” (S. 95) 

„Verbindliche 
„Flüchtlings“ - 
Aufnahmequoten 
für EU-Mitglieds-
staaten dürfen 
nicht eingeführt 
werden, denn 
auch sie bedeuten 
einen schweren 
Eingriff in die nati-
onale Souveräni-
tät.” (S. 38) 
„Eine Aufnahme 
einer begrenzten 
Zahl von Men-
schen aus huma-
nitären Gründen 
in Deutschland 
kann künftig al-
lein auf freiwilli-
ger Basis erfolgen, 
wobei über An-
zahl und Auswahl-
kriterien der 
Deutsche Bundes-
tag entscheiden 
sollte.” (S. 38) 



Seite 43 von 47 

 

 

 

      

Humanes und so-

lidarisches euro-

päisches Asylsys-

tem 

„Asyl: Unser Europa 
bringt Ordnung und 
Humanität zusammen 
mit einheitlichen 
Standards. Unser Eu-
ropa bekennt sich zu 
seinen rechtlichen und 
humanitären Ver-
pflichtungen. 
Zugleich wollen wir, 
dass die Zahl der 
Flüchtlinge, die zu uns 
kommen, dauerhaft 
niedrig bleibt. Nur 
dann können wir wirk-
lich Schutzbedürftigen 
helfen. 
Dort wo wir europäi-
sche Lösungen gefun-
den haben, zeigt sich, 
dass die Maßnahmen 
wirken. Außerdem 
wollen wir Fehlanreize 
beseitigen, Asyl- 
bewerberleistungen 
europaweit angleichen 
und auf ein Minimum 
beschränken. 
Wir setzen auf europä-
ische Transitzentren. 

„Das Recht auf Asyl ist ein 
Menschenrecht. Wir wol-
len, dass sich alle Mit-
gliedsstaaten Europas ih-
rer humanitären 
Verantwortung stellen 
und flüchtenden Men-
schen in Not Schutz und 
Zuflucht bieten.” (S. 67) 
„Der Anreiz für freiwillige 
Rückkehr soll mit finanzi-
ellen Hilfen für den Neu-
start im Herkunftsland er-
höht werden. Wir halten 
daran fest, dass Abschie-
bungen in Länder nicht 
erfolgen, in denen für die 
Menschen die unmittel-
bare Gefahr besteht, Op-
fer eines Krieges oder ei-
nes bewaffneten 
Konfliktes zu werden.” (S. 
68) 
„Auch um das Sterben auf 
dem Mittelmeer und auf 
anderen Fluchtrouten zu 
beenden, brauchen wir 
einheitliche und einfache 
Regelungen für legale Zu-
wanderung nach Europa, 

„Beim Einwan-
derungs- und 
Asylrecht muss 
auf rechtsstaat-
liche Prinzipien 
und vor allem 
auf faire Lösun-
gen gesetzt wer-
den.” (S. 3) 
„Wir (...) wollen 
ein Gemeinsa-
mes Europäi-
sches Asylsys-
tem ‚aus einem 
Guss’. Die bishe-
rigen Regelun-
gen (insbeson-
dere die Dublin 
III Verordnung) 
haben sich in 
der Praxis nicht 
als echte Lösung 
erwiesen: Wir 
brauchen statt-
dessen ein Ge-
meinsames Eu-
ropäisches 
Asylsystem.“ (S. 
53/54)  
  

„Flucht ist kein Verbre-
chen! Der individuelle 
Zugang zu Asylverfahren 
und Rechtsschutz muss 
für Asylsuchende an den 
EU-Außengrenzen si-
chergestellt werden.” 
(S. 40) 
„Asylrecht wiederher-
stellen und durchset-
zen! Wir wollen in der 
EU einheitliche Schutz-
standards auf hohem 
Niveau; die Abschiebung 
der Verantwortung auf 
andere Staaten mithilfe 
von Drittstaaten- oder 
Herkunftsländerregelun-
gen wollen wir beenden. 
Auch das Dublin-System 
muss ein Ende haben. 
Alle Schutzsuchenden 
sollen sich selbst ent-
scheiden können, in 
welchem Land sie Asyl 
beantragen wollen.” 
(S. 40) 

„Abschiebungen stop-
pen! Ausweisungen und 
Abschiebungen aus der 

„Wir treten für eine Europäi-
sche Union ein, die ihre hu-
manitäre Verantwortung, 
das Grundrecht auf Asyl und 
den ungehinderten 
Zugang für Schutzsuchende 
und die Notwendigkeit, Ver-
fahren nach völkerrechtli-
chen Standards fair, zügig 
und geordnet durchzufüh-
ren, zusammenbringt. Ein Eu-
ropa, das Menschen, die vor 
Krieg, Hunger, Verfolgung 
und Gewalt fliehen müssen, 
Schutz gewährt, anstatt sich 
mithilfe von Autokratien und 
Militärdiktaturen abzuschot-
ten. Ein Europa, das legale 
Fluchtwege und Einwande-
rungsmöglichkeiten bietet. 
Ein Europa, das Asylsuchen-
den ein faires Verfahren und 
eine menschenwürdige Un-
terbringung garantiert und 
seine Grenzen kontrolliert. 
Ein Europa, das Fluchtursa-
chen und nicht Flüchtlinge 
bekämpft. 
Ein Europa, dass das Sterben 
im Mittelmeer beendet. 

„Asyl ist ein 
Gastrecht auf 
Zeit! Das noch 
aus dem 20. 
Jahrhundert 
stammende 
heutige Asylsys-
tem, einschließ-
lich der Genfer 
Flüchtlingskon-
vention, war für 
einen eng be-
grenzten Perso-
nenkreis konzi-
piert und zu 
keiner Zeit als 
Steuerungs-
instrument für 
Masseneinwan-
derung ge-
dacht.” 
(S. 38) 
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Dort muss geprüft und 
entschieden werden, 
ob jemand schutzbe-
dürftig ist und einrei-
sen darf. Nicht einrei-
seberechtigte 
Personen sowie 
Personen ohne 
Asylgrund und ohne 
Flüchtlingsstatus müs-
sen von dort zurückge-
führt werden. (S. 14) 

die sich nicht ausschließ-
lich an ökonomischen Kri-
terien orientiert.” (S. 68)  

EU, insbesondere in 
Krieg, Armut und Elend 
oder als Form der Dop-
pelbestrafung, lehnen 
wir ab.” (S. 40) 

Das Recht auf Asyl ist nicht 
verhandelbar.” (S. 90) 

Recht auf Schutz 

und Asyl 

 „In allen Mitgliedsstaaten 
muss in Asylverfahren gel-
ten: Diejenigen, die in Eu-
ropa Schutz suchen, weil 
sie in ihrer Heimat auf-
grund ihrer sexueller Ori-
entierung oder ge-
schlechtlichen Identität 
verfolgt werden, müssen 
grundsätzlich als Asylbe-
werber und Asylbewerbe-
rinnen anerkannt wer-
den.” (S. 35) 

 „Asylrecht wiederher-
stellen und durchset-
zen! Wir wollen in der 
EU einheitliche Schutz-
standards auf hohem 
Niveau; die Abschiebung 
der Verantwortung auf 
andere Staaten mithilfe 
von Drittstaaten- oder 
Herkunftsländerregelun-
gen wollen wir been-
den.” (S. 40) 
 

„Besonders vor dem Hinter-
grund unserer Geschichte 
stehen wir für die Unveräu-
ßerlichkeit der Menschen-
rechte und das Recht auf 
Asyl für Schutzbedürftige. Sie 
zu erhalten und gegen eine 
Rückkehr ins Nationale zu 
verteidigen, ist eine unserer 
zentralen Aufgaben. Zu einer 
humanitären und geordne-
ten Migrations- und Asylpoli-
tik müssen alle EU-Staaten 
beitragen.” (S. 90) 
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Wirksame Verhin-

derung von Fluch-

tursachen durch 

politische und 

ökonomische 

Maßnahmen 

„Eine der Hauptaufga-
ben der vernetzten 
Außenpolitik in Zeiten 
zunehmen der globa-
ler Migration ist auch 
die Bekämpfung von 
Fluchtursachen. Wir 
wollen, dass die Men-
schen vor Ort Perspek-
tiven für ihr Leben er-
halten.” (S. 18) 

„Europa muss Flucht-
ursachen bekämpfen 
und nicht Flücht-
linge. Wir wollen le-
gale Einwanderungs-
möglichkeiten 
schaffen, als Grund-
lage einer geordne-
ten Zuwanderung.” 
(S. 67) 
„Mit fairer Handels-, 
Agrar- und Fischerei-
politik sowie Ent-
wicklungszusammen-
arbeit Fluchtur-
sachen bekämpfen. 
Immer mehr 
Menschen sind zur 
Flucht aus ihrer Hei-
mat gezwungen, weil 
sie sich und ihre Fa-
milien nicht mehr er-
nähren können.“  
(S.69) 

„Die Europäische 
Union (EU) muss da-
her im Rahmen Ihrer 
Außenpolitik- und 
Entwicklungszusam-
menarbeit darauf 
hinwirken, dass 
nachhaltige Entwick-
lung stattfinden kann 
und Fluchtursachen 
erst gar nicht entste-
hen.” (S. 53) 
„Durch eine abge-
stimmte Entwick-
lungszusammenar-
beit können wir 
Perspektiven für 
Menschen in wenig 
entwickelten Länder 
schaffen und Flucht-
ursachen effektiv be-
kämpfen.” (S. 63) 
  

„Fluchtursachen endlich 
tatsächlich bekämpfen; 
die Entwicklungszusam-
menarbeit verbessern 
und an den Bedürfnis-
sen der Menschen in 
den Ländern 
ausrichten.” (S. 40) 
„Reiche und Superreiche 
müssen über eine euro-
päische Fluchtursachen-
steuer an den globalen 
Kosten der Krisen betei-
ligt werden. Es braucht 
ein gerechtes internatio-
nales Steuersystem, 
eine Finanztransaktions-
steuer und die Trocken-
legung von Steueroasen, 
um transnationale Kon-
zerne stärker an der 
Entwicklung der Länder 
zu beteiligen, von deren 
Ausbeutung und Res-
sourcen sie massiv profi-
tieren.” (S. 43) 

„Deshalb ist die 
beste Flüchtlingspoli-
tik für uns diejenige, 
die vorausschauend 
dazu beiträgt, dass 
weniger Menschen 
auf der Welt gezwun-
gen sind, ihre Heimat 
zu verlassen. Wir in 
Europa wollen dazu 
mehr beitragen, auch 
wenn viele Ursachen 
der Flucht nicht in 
unseren Händen lie-
gen. (...) Doch es gibt 
auch Ursachen für 
Flucht, an denen wir 
in Europa sehr wohl 
beteiligt sind. Sie ha-
ben mit der Art, wie 
wir konsumieren, 
wirtschaften und 
handeln, zu tun.” (S. 
97) 

„Die millionenfache Auf-
nahme junger, durchset-
zungsfähiger Menschen 
aus der „Dritten Welt“ 
in Deutschland und Eu-
ropa beraubt die Her-
kunftsstaaten jener 
Leistungsträger, welche 
sie gerade zum Aufbau 
ihrer eigenen Länder 
dringend benötigen. 
Dies erzeugt und unter-
hält einen Teufelskreis 
noch größerer Verelen-
dung; daher ist Massen-
zuwanderung selbst 
eine Fluchtursache, die 
bekämpft werden 
muss.” (S. 40) 
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Beendigung von 

Rüstungsexporten 

in Kriegs- und Kri-

sengebiete 

„Wir wollen mit Hilfe 
der Europäischen Rüs-
tungsagentur und dem 
Europäischen 
Verteidigungsfonds 
gemeinsame 
Rüstungsprojekte und 
Rüstungsbeschaffung 
fördern. Zudem wollen 
wir die Zahl der unter-
schiedlichen Waffen- 
systeme reduzieren 
und die Entwicklung 
gemeinsamer militäri-
scher Fähigkeiten 
und neuer Technolo-
gien vorantreiben. Un-
ser Europa vermeidet 
so unnötige Ausgaben, 
erlangt bessere Vertei-
digungsfähigkeit und 
entwickelt Schritt für 
Schritt eine gemein-
same Sicherheitskultur 
sowie gemeinsame eu-
ropäische Rüstungsex-
portrichtlinien.” 
(S. 17/18)  
 

„Dafür führen wir 
auch eine gemein-
same restriktive Kon-
trolle von Rüstungs-
exporten ein, die 
durch ein parlamen-
tarisches Kontrollgre-
mium mit überwacht 
wird und Verstöße 
hart sanktioniert. Wir 
wollen keine Rüs-
tungsexporte in Kri-
sengebiete und Dik-
taturen. Wir 
brauchen eine euro-
päische Regelung für 
Rüstungsexporte, die 
eindeutig und ver-
bindlich ist sowie 
restriktive Grenzen 
setzt.” (S. 64) 
 
 

„Wir wollen keine 
Waffenlieferungen in 
Krisengebiete. Denn 
Rüstungsexporte in 
Konfliktregionen 
können bereits insta-
bile Regionen noch 
weiter destabilisie-
ren. (...) Wir wollen, 
dass die EU auch bei 
der Rüstungsexport-
politik mit einer 
Stimme spricht. Wir 
setzen uns deshalb 
für eine Harmonisie-
rung der Rüstungsex-
portregeln ein.” 
(S. 63) 

„Stopp aller Rüstungsex-
porte! Exporte von Waf-
fen, Rüstung und Waf-
fenteilen in Krisen- und 
Kriegsgebiete müssen so-
fort ausgesetzt werden. 
EU-Mitgliedstaaten, die 
die EU-Vorschriften für 
Waffenexporte nicht ein-
halten, müssen mit Sank-
tionen bestraft werden.” 
(S. 12) 

„Außerdem gehören 
europäische Billigex-
porte in Entwick-
lungs- und Schwel-
lenländer gestoppt, 
genauso wie Rüs-
tungs- und Waffen-
exporte in Kriegs- 
und Krisengebiete 
und die Ausfuhr eu-
ropäischer Überwa-
chungstechnologie 
an Diktaturen.” 
(S. 97) 

„Weiterhin sind Waffen-
exporte in Krisenregio-
nen und insbesondere 
an Willkürregime umge-
hend zu beenden.” (S. 
20) 
„Im Rahmen künftiger 
Rüstungskooperationen 
bestehen wir auf den 
Schutz deutscher Inte-
ressen. Deutsche Schlüs-
seltechnologien dürfen 
nicht an Drittstaaten 
veräußert werden.“  
(S. 20) 
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12. Quellenangaben  

Quelle 
Europa zusam-
menhalten. Soli-
darität, Gleichbe-
rechtigung 
Menschenrechte 
stärken. Wahlfor-
derungen des DF 
für die Europa-
wahlen 2019 
https://www.frau

enrat.de/wp-con-

tent/uplo-

ads/2018/11/Wa

hlforderungen-

Europa-2019-fi-

nal.pdf 

Quelle 
Unser Europa macht 
stark. Für Sicherheit, 
Frieden und Wohl-
stand. CDU/CSU 
https://www.cdu.de/s
ystem/tdf/media/do-
kumente/europawahl-
pro-
gramm.pdf?file=1&typ
e=field_collection_i-
tem&id=18290 
 

Quelle: 
Kommt zusammen 
und macht Europa 
stark! 
SPD-Wahlprogramm 
für die Europawahl 
am 26. Mai 2019 
https://www.spd.de/f
ileadmin/Doku-
mente/Eu-
ropa_ist_die_Ant-
wort/SPD_Europapro
gramm_2019.pdf 
  

Quelle: 
Europas Chancen 
nutzen – Das Pro-
gramm der Freien 
Demokraten zur 
Europawahl 2019 
https://www.fdp.de/
sites/default/fi-
les/uplo-
ads/2019/02/26/201
9-01-27-bpt-europas-
chancen-nutzen-das-
programm-der-
freien-demokraten-
zur-europawahl-
2019.pdf  

Quelle:  
Europa nur solidarisch. 
Europawahl 2019. Wahl-
programm der Linken 
https://www.die-
linke.de/filead-
min/download/wah-
len2019/wahlpro-
gramm_pdf/Europawahl
programm_2019_-_Par-
tei_DIE_LINKE__Druck-
version_.pdf 
  

Quelle: 
Europas Versprechen 
erneuern. Europa-
wahlprogramm 2019. 
Bündnis 90/Die Grü-
nen” 
https://cms.gruene.d
e/uplo-
ads/documents/2019
_Europawahl-Pro-
gramm.pdf 
 

Quelle: 
Programm der Alterna-
tive für Deutschland für 
die Wahl zum 9. Europä-
ischen Parlament 2019” 
https://www.afd.de/wp
-content/uploads/si-
tes/111/2019/03/AfD_E
uropawahlpro-
gramm_A5-
hoch_web_150319.pdf 
 
  

https://www.frauenrat.de/wp-content/uploads/2018/11/Wahlforderungen-Europa-2019-final.pdf
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https://www.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/europawahlprogramm.pdf?file=1&type=field_collection_item&id=18290
https://www.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/europawahlprogramm.pdf?file=1&type=field_collection_item&id=18290
https://nam01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.spd.de%2Ffileadmin%2FDokumente%2FEuropa_ist_die_Antwort%2FSPD_Europaprogramm_2019.pdf&data=02%7C01%7C%7C308286df0fd640729dc308d6b9c2b2f4%7C84df9e7fe9f640afb435aaaaaaaaaaaa%7C1%7C0%7C636900643213078937&sdata=6mshU2CtQxAVYGqygdcxP%2FE1S2kF86Jn9a7S540kMGY%3D&reserved=0
https://nam01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.spd.de%2Ffileadmin%2FDokumente%2FEuropa_ist_die_Antwort%2FSPD_Europaprogramm_2019.pdf&data=02%7C01%7C%7C308286df0fd640729dc308d6b9c2b2f4%7C84df9e7fe9f640afb435aaaaaaaaaaaa%7C1%7C0%7C636900643213078937&sdata=6mshU2CtQxAVYGqygdcxP%2FE1S2kF86Jn9a7S540kMGY%3D&reserved=0
https://nam01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.spd.de%2Ffileadmin%2FDokumente%2FEuropa_ist_die_Antwort%2FSPD_Europaprogramm_2019.pdf&data=02%7C01%7C%7C308286df0fd640729dc308d6b9c2b2f4%7C84df9e7fe9f640afb435aaaaaaaaaaaa%7C1%7C0%7C636900643213078937&sdata=6mshU2CtQxAVYGqygdcxP%2FE1S2kF86Jn9a7S540kMGY%3D&reserved=0
https://nam01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.spd.de%2Ffileadmin%2FDokumente%2FEuropa_ist_die_Antwort%2FSPD_Europaprogramm_2019.pdf&data=02%7C01%7C%7C308286df0fd640729dc308d6b9c2b2f4%7C84df9e7fe9f640afb435aaaaaaaaaaaa%7C1%7C0%7C636900643213078937&sdata=6mshU2CtQxAVYGqygdcxP%2FE1S2kF86Jn9a7S540kMGY%3D&reserved=0
https://nam01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.spd.de%2Ffileadmin%2FDokumente%2FEuropa_ist_die_Antwort%2FSPD_Europaprogramm_2019.pdf&data=02%7C01%7C%7C308286df0fd640729dc308d6b9c2b2f4%7C84df9e7fe9f640afb435aaaaaaaaaaaa%7C1%7C0%7C636900643213078937&sdata=6mshU2CtQxAVYGqygdcxP%2FE1S2kF86Jn9a7S540kMGY%3D&reserved=0
https://nam01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.spd.de%2Ffileadmin%2FDokumente%2FEuropa_ist_die_Antwort%2FSPD_Europaprogramm_2019.pdf&data=02%7C01%7C%7C308286df0fd640729dc308d6b9c2b2f4%7C84df9e7fe9f640afb435aaaaaaaaaaaa%7C1%7C0%7C636900643213078937&sdata=6mshU2CtQxAVYGqygdcxP%2FE1S2kF86Jn9a7S540kMGY%3D&reserved=0
https://www.fdp.de/sites/default/files/uploads/2019/02/26/2019-01-27-bpt-europas-chancen-nutzen-das-programm-der-freien-demokraten-zur-europawahl-2019.pdf
https://www.fdp.de/sites/default/files/uploads/2019/02/26/2019-01-27-bpt-europas-chancen-nutzen-das-programm-der-freien-demokraten-zur-europawahl-2019.pdf
https://www.fdp.de/sites/default/files/uploads/2019/02/26/2019-01-27-bpt-europas-chancen-nutzen-das-programm-der-freien-demokraten-zur-europawahl-2019.pdf
https://www.fdp.de/sites/default/files/uploads/2019/02/26/2019-01-27-bpt-europas-chancen-nutzen-das-programm-der-freien-demokraten-zur-europawahl-2019.pdf
https://www.fdp.de/sites/default/files/uploads/2019/02/26/2019-01-27-bpt-europas-chancen-nutzen-das-programm-der-freien-demokraten-zur-europawahl-2019.pdf
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